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1.
Änderung der rechtlichen und tatsächlichen Ausgangssituation für den Bundesgrenzschutz an der deutsch-polnischen Grenze mit dem Beitritt der Republik Polen zur Europäischen Union

Am 1. Mai des vergangenen Jahres traten acht mittel- und osteuropäische Staaten sowie Zypern und Malta der Europäischen Union bei. Durch diesen Schritt ist die Europäische Union von 15 auf 25 Mitgliedsstaaten angewachsen.
Mit diesem Datum trat der am 16. April 2003 in Athen durch die Staats- und Regierungschef der alten und neuen Mitgliedsstaaten unterzeichnete Beitrittsvertrag in Kraft. Durch diesen historischen Schritt erfüllte sich die Hoffnung der zehn mittel- und osteuropäischen Staaten auf eine Eingliederung in das Erfolgsmodell EU mit seinen Werten – Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Schutz der Menschenrechte und der Minderheiten. Frieden und Freiheit, Sicherheit und politische Stabilität sind damit in den Beitrittsnationen dauerhaft garantiert. 
Diese gegenseitige Sicherheit dient im Besonderen der Entfaltung von Handel und Investitionen. Mit der Erweiterung wuchs die Europäische Union um ca. 75 Millionen auf 450 Millionen Menschen an und stellt damit den weltweit größten einheitlichen Binnenmarkt dar.
Dem Vertragswerk nach handelt es sich bei der Europäischen Union um eine offene Gemeinschaft. Jedes europäische Land kann gemäß den Statuten der Union die Mitgliedschaft beantragen. In den so genannten „Kopenhagener Kriterien“ sind die Merkmale festgeschrieben, die von den Staaten bei einem Beitritt zu erfüllen sind. 
Die Kandidaten müssen über eine demokratische und rechtsstaatliche Ordnung verfügen und die Wahrung der Menschenrechte sowie den Schutz von Minderheiten garantieren. Im Weiteren haben sie eine funktionierende Marktwirtschaft nachzuweisen, die innerhalb der EU in den Wettbewerb treten kann. Darüber hinaus müssen sie aber auch die Fähigkeit besitzen, die Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft übernehmen zu können.

Mit dem Beitritt im Rahmen der EU- Osterweiterung sind die zehn Nationen vollwertige Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft geworden. Mit diesem Schritt haben sie grundsätzlich auch das gesamte europäische Recht, den so genannten Acquis communautaire, übernommen. Dabei wurden allerdings mit den einzelnen Beitrittsnationen verschiedene Übergansfristen bis zur vollständigen Umsetzung der neuen Rechte vereinbart.
Lassen Sie mich dies für Bundesrepublik Deutschland konkreter darstellen: 
Uneingeschränkte Rechte der neuen Mitglieder sind: der freier Warenverkehr, die allgemeine Freizügigkeit  nach Art. 18 EGV, die passive Dienstleistungsfreiheit nach Art. 49 ff. EGV und die Niederlassungsfreiheit nach Art. 43 EGV.
Eingeschränkt sind hauptsächlich die aktive Dienstleistungsfreiheit nach Art. 49 ff. EGV, insbesondere für Bau- und Baunebengewerbe und die, Arbeitnehmerfreizügigkeit nach Art. 48 EGV mit einer entsprechenden Fristregelung von 2 bis 7 Jahren.
Diese neue Rechtslage unter anderem mit der Folge des Wegfalls der stationären Zollkontrollen an der neuen EU- Binnengrenze und der daraus folgenden Umstrukturierung der Bundeszollverwaltung sowie eine Vielzahl weiterer Einflüsse haben umfangreiche Anpassungsmaßnahmen des Grenzschutzpräsidiums Ost notwendig gemacht.
Im Einzelnen stellt dies sich wie folgt dar:

Die Aufhebung der regelmäßigen Zollkontrollen und den daraus folgenden Organisationsveränderungen bei der Zollverwaltung sowie der Wegfall der Verbundkontrolle Zoll/ BGS ergab für meine Behörde einen rechnerisch deutlich erhöhten Personalbedarf für die Kontrollen an den Grenzübergängen und die Überwachung der Grünen Grenze. 
Mit dem 1. Mai kam es zu einem deutlichen Anstieg des grenzüberschreitenden LKW- Aufkommens. Aufgrund beschleunigter Grenzabfertigungen, bedingt durch den Wegfall zeitaufwendiger Zollkontrollen und Einführung neuer Kontrollmodalitäten, auf die ich später noch eingehen werde, ist es zu einer Zusammenfassung und Konzentration der LKW- Verkehrsströme auf die großen Autobahnübergänge gekommen. Dies galt es sowohl in der Einsatzorganisation als auch in der Personalplanung zu berücksichtigen. 
Deliktsfelder, die bisher durch den Zoll bearbeitet wurden, wie etwa Verstöße gegen die Tabaksteuerverordnung sind nunmehr im ersten Angriff durch die Bundesgrenzschutzbeamten zu bearbeiten und im Anschluss an die mobilen Kontrollgruppen des Zolls abzugeben.
Im Zuge der Erweiterung wurde ein Großteil der Reisenden, die bisher im Sinne der Vorschriften des Ausländergesetztes als Drittausländer galten, zu gemeinschaftsrechtlich Begünstigten. Dies führte dazu, dass im Schengener Informationssystem und im Ausländerzentralregister umfangreich gespeicherte Ausweisungsverfügungen bzw. Einreiseverweigerungen geändert werden mussten. 
Darüber hinaus hat es eine Vielzahl weiterer Einflussfaktoren gegeben, die es im Rahmen der Vorbereitungen meiner Behörde auf die Erweiterung ebenfalls zu berücksichtigen galt:
Den handfesten Vorbehalten der Grenzbevölkerung und dem damit einhergehenden sinkenden subjektiven Sicherheitsgefühl galt es offensiv entgegen zu treten. Durch einsatztaktische Maßnahme sollte dieses für Europa so wichtige Datum auch und gerade in der Grenzregion in einen sichtbaren Erfolg verwandelt werden. 

Unter den Mitarbeitern der Bundesgrenzschutzämter Frankfurt (Oder), Pirna und Chemnitz gab es natürlich berufliche Zukunftsängste, die mit diesem Datum verbunden waren. Diesen galt es nachhaltig zu begegnen.

Die oben dargestellten rechtlichen Neuerungen und damit einhergehenden Veränderungen erforderten umfängliche Schulungsmaßnahmen für die an der Grenze eingesetzten Beamten.
Auch die teilweise Übernahme der Liegenschaftsverwaltung und der Führungs- und Einsatzmittel von der Bundeszollverwaltung galt es organisatorisch abzuwickeln.
2.
Ausgleichs- und Vorbereitungsmaßnahmen der Europäischen  Union für die damaligen Beitrittskandidaten
Mit dem Amsterdamer Vertrag vom 1. Mai 1999, insbesondere dem dazu ergangenen Protokoll sind wesentliche Teile der Ausländer-, Asyl- und Flüchtlingspolitik aus der nationalen Verantwortlichkeit in die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft überführt worden. Dies hatte im Hinblick auf die Erweiterung zur Folge, dass mit Übernahme des Acquis communautaire am 1. Mai 2004 die zehn Beitrittsnationen auch den gesamten Schengen- Acquis übernommen haben.

Damit wurden sie bereits mit dem Beitrittsdatum verpflichtet, Bestimmungen der so genannten Kategorie I des Schengener Durchführungsübereinkommens umzusetzen.

Darunter fallen insbesondere die folgenden Aspekte:
Die neuen Mitglieder müssen an ihren Grenzen zu Nicht- EU- Staaten eine Grenzkontrolle unter Berücksichtigung der Interessen aller Schengen- Staaten durchführen und dabei die Einreisevoraussetzungen des Art. 5 I SDÜ prüfen. Eine Ausnahme bildet hier zurzeit noch die Kontrolle nach Art. 5 I d SDÜ - Fahndungsabfragen im Schengener Informationssystem. 

Inhaber nationaler Aufenthaltstitel der neuen Mitgliedsstaaten dürfen über alle Schengen- Außengrenzen einreisen um in den Mitgliedsstaat zu gelangen, in dem sie ihren Aufenthalt haben.

Darüber hinaus sind die EU-Visum-Verordnungen und die Verordnungen-EG über die einheitlichen Aufenthaltstitel sowie die Verordnung über das Euro- Visum und das Schengener Handbuch durch die neuen Mitgliedsstaaten anzuwenden. Die Republik Polen und die Tschechische Republik haben diese EU- konforme Visapolitik bereits  frühzeitig umgesetzt und im Rahmen der Beitrittsvorbereitungen für die Länder Moldawien, Ukraine, Belarus, und Russland die Visumspflicht eingeführt.

Ferner wurden für die Bewerberländer verschiedene Hilfen beschlossen, um die vom Europäischen Rat in Kopenhagen festgelegten Kriterien für die Mitgliedschaft vollständig erfüllen zu können. Dabei wurde insbesondere das Ziel verfolgt, die Kandidaten auf ihren EU-Beitritt und die Übernahme des Schengen-Acquis vorzubereiten. Beispiele für dieses Zusammenwirken geben die erfolgreichen Programme der Union, wie PHARE-TWINNING und ODYSSEUS. In diesen Projekten wurden unter anderem leitende Polizeiführer des BGS als Heranführungsberater bei den Grenzschutzbehörden eines Großteils der Beitrittskandidaten zur Unterstützung im Bereich der Stärkung der grenzpolizeilichen Kontrolle, der Verbesserung der Organisation und der Angleichung des jeweiligen Rechts an den Schengen-Standard eingesetzt.
Beim Zusammentreffen der Europäischen Justiz- und Innenminister in Tampere am 15./ 16. Oktober 1999 wurden die beschriebenen Ausgleichsmaßnahmen erweitert. Der Rat verständige sich auf die gegenseitige Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen, den vereinfachten Zugang zu rechtlichen Verfahren in Europa und eine intensivere gemeinsame Bekämpfung der Geldwäsche, des Drogen- und Menschenhandels sowie des Terrorismus. Dies brachte unter anderem eine deutliche Harmonisierung in den wesentlichen Rechtsgebieten mit sich. 

Aber auch die am 30. Mai 2002 von Bundesinnenminister Otto Schily maßgeblich auf den Weg gebrachten Grundgedanken einer Europäischen Grenzpolizei, die vom Europäischen Rat in Sevilla aufgenommen und in Teilen bereits umgesetzt wurde, stellt einen wichtigen Ansatzpunkt bei den Ausgleichsmaßnahmen dar.
So wurden in der konkreten praktischen Umsetzung der politischen Ziele bereits 7 Kompetenzzentren in verschiedenen europäischen Ländern eingerichtet. Deutschland zum Beispiel betreut das Zentrum Landgrenzen, Italien das Zentrum Flughäfen, Griechenland und Spanien die Zentren Seegrenzen, Finnland das Zentrum Risikoanalysen, Österreich das Zentrum Aus- und Fortbildung und Großbritannien das Zentrum Technologie. Die Zentren tauschen sich untereinander durch kompetente Experten aus. Darüber hinaus koordiniert jedes Zentrum eine Vielzahl von Einsätzen unter multinationaler Beteiligung. 

Seit 2002 wurden unter der Verantwortlichkeit des Kompetenzzentrums Landgrenze bereits 21 europaweite so genannte „Joint Operations“ durchgeführt, davon alleine 10 Deutschland. Gegenwärtig findet sogar die 22. Joint Operation hier in Frankfurt (Oder) statt. 
Das Besondere an diesen Einsätzen ist, dass die Vertreter der Vollzugsorgane der beteiligten Nationen in den anderen Einsatzländern, also auch in Deutschland, polizeiliche Hoheitsgewalt ausüben, sofern sie dieses wünschen. Das würde - an einem konkreten Beispiel veranschaulicht - bedeuten, dass die griechische Polizeibeamtin in griechischer Uniform an der deutsch-polnischen Grenze einen russischen Schleuser festnimmt. Durch diese gemeinsame Aufgabenwahrnehmung wird ein Höchstmaß an Erfahrungsaustausch ermöglicht. Die bisherigen Einsätze sind daher auch als voller Erfolg zu verbuchen.

Aber auch die bilaterale Zusammenarbeit der einzelnen Staaten in Fragen der Grenzsicherung, die sich in der Einrichtung von Schwerpunktdienststellen so genannten „Focal Points“ widerspiegelt, ist eine zukunftsweisende Kooperationsform. Bisher wurden 18 „Focal Points Offices“ in 11 verschiedenen Nationen eingerichtet. In diesen Schwerpunktdienststellen kommt es über einen längeren Zeitraum, der bis 6 Monate andauert, zu einem bilateralen bzw. trilateralen Austausch von grenzpolizeilichen Experten. 

Die Kompetenzzentren und die Focal Points stellen bereits fruchtbringende Ansätze einer gemeinsamen europäischen Grenzpolizei dar. Sie geben ein gutes Beispiel für ein einheitliches, erfolgreiches und europaweites Wirken bei der Bekämpfung der illegalen Migration. 
Die europäische Grenzschutzagentur soll am 1. Mai diesen Jahres ihre Tätigkeit am vorläufigen Sitz in Brüssel aufnehmen.

Erwähnenswert sind an dieser Stelle auch die tiefgestaffelten Ansätze, wie der Austausch von Grenzpolizeilichen Verbindungsbeamten insbesondere mit Transit- und Herkunftsländern, die Entsendung von Dokumentenberatern und die Zusammenarbeit mit NGO`s.
3.
Bilaterale Ausgleichs- und Vorbereitungsmaßnahmen der Bundesrepublik Deutschland für die Republik Polen
Ungeachtet der umfangreichen Ausgleichs- und Vorbereitungsmaßnahmen der Europäischen Union zeigen die hohe Anzahl festgestellter illegal Eingereister an unseren Binnengrenzen und die immer wieder vorkommenden Masseneinreiseversuche im Mittelmeerraum noch beachtliche Schwierigkeiten bei der einheitlichen Außengrenzsicherung. 

In Anbetracht dieser Entwicklung hat die Bundesrepublik Deutschland sich bereits sehr frühzeitig darum bemüht, gemeinsam mit Polen und Tschechien, die Zusammenarbeit durch bilaterale Kooperationen und Verträge, über die oben dargestellten Ausgleichsmaßnahmen auf europäischer Ebene hinaus, weiter zu verbessern. 
Besonders erwähnen möchte ich hier die Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen vom 18. Februar 2002 sowie das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik vom 19. September 2000 über die Zusammenarbeit der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten.

Diese Verträge haben bis dahin nicht vorstellbare Formen der grenzüberschreitenden direkten polizeilichen Kooperation ermöglicht. So wurden beispielsweise seit wirksam werden der oben genannten Verträge an der deutsch-polnischen Grenze über 12.000 gemischte Streifen des BGS und des polnischen Grenzschutzes durchgeführt. Diese Streifen erfolgen als Wärmebildstreifen, Kfz-Streifen, Fußstreifen aber auch als gemeinsame Grenzüberwachungsflüge. 

Besonders hervorheben möchte ich an dieser Stelle, dass die Beamten auf dem jeweiligen anderen Hoheitsgebiet weiter ihre Schusswaffen mit sich führen und dort auch zu Verteidigungszwecken einsetzten dürfen. Interessant sind auch die einzelnen Nacheileregelungen, die zwar an der deutsch-polnischen Grenze noch nicht vereinbart sind, es aber zum Beispiel den deutschen Grenzbehörden erlauben, auf tschechisches Hoheitsgebiet flüchtende Straftäter zu verfolgen und festzuhalten. Umgekehrt gilt diese Befugnis natürlich auch für tschechische Polizeibeamte in Deutschland.
Auch das Betreiben von gemeinsamen Kommunikationsdienststellen, die jeweils länderübergreifende Informationen sammeln und steuern können sowie die Zusammenarbeit von gemeinsam operierenden Ermittlungsgruppen zur Kriminalitätsbekämpfung sind beispielhaft.

Darüber hinaus, ist ein ständiger Kontakt- und Informationsaustausch auf allen Ebenen gewährleistet. So können, durch die Weitergabe täglicher Lageinformationen und einer engen persönlichen Abstimmung der Schichtführer, die Streifen effizienter eingesetzt werden und auf allen Ebenen schneller auf Vorkommnisse reagiert werden. Im Weiteren werden auch gemeinsame grenzüberschreitende Übungen organisiert sowie gemeinsame Aus- und Fortbildungsmaßnahmen durchgeführt. 

3.1 
Ausgleichs- und Vorbereitungsmaßnahmen des 
Grenzschutzpräsidiums Ost 

Aufbauend auf diese umfangreiche Zusammenarbeit hat sich das Grenzschutzpräsidium Ost unter Einrichtung einer Projektorganisation sehr frühzeitig und eingehend auf die Erweiterung und die damit einhergehenden Neuerungen vorbereitet. Im Rahmen der Projektarbeit fand eine umfassende Beteiligung der Mitarbeiter und eine Einbeziehung der ebenfalls betroffenen Grenzschutzpräsidien Nord und Süd sowie des polnischen Grenzschutzes statt. Die Ergebnisse wurden fortlaufend mit dem Erfahrungswissen des Grenzschutzpräsidiums West abgeglichen.
Durch diese umfänglichen Vorbereitungen sollte für die Reisenden und die Grenzbevölkerung ein sichtbarer Wandel in der Grenzabfertigung mit einer erkennbaren Beschleunigung der Abfertigungszeiten und einer Reduzierung der Stau- und Wartezeiten bei gleichzeitiger Beibehaltung des Sicherheits- und Kontrollstandards erreicht werden. 

Dieses für das Grenzschutzpräsidium Ost primäre Ziel konnten wir gemeinsam mit der Hauptkommandantur des polnischen Grenzschutzes aufbauend auf die Abkommen zur Gemeinschaftsabfertigung von 1994 erfolgreich und zeitgerecht realisieren. Die Einführung der so genannten „Ein-Stopp-Kontrolle“ ist als gelungenes Beispiel zu werten. 

Bei dieser neuen „Ein-Stopp-Kontrolle“, prüfen ein Bundesgrenzschutzbeamter und ein Beamter des polnischen Grenzschutzes direkt nebeneinander stehend bei einem einzigen Halt des Reisenden die Aus- und Einreisevoraussetzungen gemeinsam. Wobei natürlich immer der Grundsatz beachtet wird, Ausreisekontrolle vor Einreisekontrolle. 
Durch diese intensive, tägliche gemeinsame Arbeit können fachliche Fragen direkt besprochen und das gegenseitige Verständnis füreinander vertieft werden. Auch die Qualität für den Reisenden erhöht sich mit dieser neuen Kontrollart ganz erheblich. Der Grenzübertritt ist nunmehr kein lästiges Ärgernis mit mehrfachen Halten und damit zwangsläufig langen Stauzeiten mehr. 
Auch und gerade durch diese veränderten Kontrollmodalitäten ist es meiner Behörde gelungen, den von mir vorhin aufgezeigten rechnerischen Personalmehrbedarf durch den Wegfall der Verbundkontrolle mit dem Zoll zu kompensieren.

4.
Aspekte der Kriminalitätslage an der deutsch-polnischen Grenze nach der Erweiterung
Im direkten Vergleichszeitraum Mai bis Dezember 2003/ 2004 lassen sich bei den wichtigen Migrationsindikatoren wie der  Anzahl der festgestellten unerlaubten Einreise, der gefassten Schleusern sowie Geschleusten keine signifikanten Änderungen an der deutsch-polnischen Grenze im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung feststellen. Der im Vorfeld des 1. Mai 2004 teilweise prognostizierte Anstieg des Migrationsdrucks ist bei weitem ausgeblieben. 
Erlauben Sie mir Ihnen einen kurzen Einblick für die deutsch-polnische Grenze zu geben und zu den Zahlen meines Zuständigkeitsbereiches auch die des Grenzschutzpräsidiums Nord hinzuzufügen.
Die erhöhten Aufgriffszahlen bei den Schleusern und Geschleusten mit einem Anstieg von 236 auf 400 Schleusern bzw. von 1061 auf 1426 Geschleusten sind m.E. keine unmittelbaren Auswirkungen der Erweiterung. Vielmehr verfestigen sie den Gesamttrend der letzten Jahre und sind weitestgehend auf eine zunehmende Professionalisierung der Schleuserorganisationen zurückzuführen. 
Bei der unerlaubten Einreise ließ sich im Vergleichszeitraum gerade einmal ein Anstieg um 10 Aufgriffe von 1612 auf 1622 Feststellungen ermitteln. Lediglich bei der Betrachtung der Reisendenzahlen und den Zurückweisungen lassen sich mit dem 1. Mai 2004 spürbare Veränderungen verzeichnen. Die Reisendenzahl stieg in diesem Zeitraum um 27 %. Dieser deutliche Anstieg, kann ganz wesentlich auf einen steigenden Einkaufstourismus von polnischer Seite zurückgeführt werden. In der Betrachtung der Zurückweisungen konnten wir einen Rückgang um 87% feststellen. Diese deutliche Verringerung findet seine Ursache allerdings in erster Linie in der veränderten Rechtslage.
Bei der Aufschlüsselung der Aufgriffszahlen nach den Nationalitäten lassen sich allerdings einige bedenkliche Veränderungen feststellen:

So konnte im Vergleich von 2003 zu 2004 eine Zunahme  der unerlaubten Einreise von ukrainischen Staatsangehörigen an der deutsch-polnischen Grenze um knapp 40% registriert werden. Mit dieser Steigerung setzt sich der zunehmende Trend der letzten Jahre abermals fort. Begründet werden kann dies zum einen einfach durch die geographische Lage Polens zur Ukraine. Ein weiterer Grund sind aber die nach wie vor starken Pullfaktoren des Arbeitsmarktes der EU in Portugal sowie in Spanien. 
Auch der Migrationsdruck russischer Staatsangehöriger, tschetschenischer Herkunft stieg von 2003 auf 2004 deutlich an. Ursächlich hierfür dürfte in erster Linie die konsequente Umsetzung der europäischen Abkommen wie etwa Dublin II in der Tschechischen Republik sein. Die ursprüngliche Route über Tschechien und Österreich verliert durch die neuen Visa- Bestimmungen in der Tschechischen Republik an Bedeutung. Dadurch wird wieder der direktere Weg über die polnische Grenze genommen.

5.
Fazit/ Ausblick
In einer ersten Bewertung können wir feststellen, dass die EU- Osterweiterung eine Reihe von Veränderungen für die Sicherheitslandschaft der Bundesrepublik Deutschland und auch für den Bundesgrenzschutz mit sich gebracht hat.

Es ist jedoch dem Bundesgrenzschutz und den anderen mit Sicherheitsaufgaben betrauten Behörden gelungen, die eingetretenen Veränderungen bereits weit im Vorfeld des 1. Mai 2004 umfänglich und zutreffend zu prognostizieren. Dadurch ist es möglich gewesen, konzeptionelle Reaktionsstrategien sehr frühzeitig zu entwickeln. 
Durch die umfangreichen Ausgleichs- und Vorbereitungsmaßnahmen der Europäischen Union sowie der umfassenden bilateralen Zusammenarbeit, gerade mit den Grenzpolizeien der Republik Polen und der Tschechischen Republik, wurde die Kooperation zwischen den Sicherheitsbehörden der erweiterten Union deutlich verbessert Die gemeinsamen Aufgabenbewältigung ist damit in der praktischen Durchführung insbesondere auch schneller und damit wirksamer geworden. Bei näherer Betrachtung der ersten validen Daten über die Auswirkungen der Erweiterung auf die grenzüberschreitende Kriminalität lässt sich sogar das Fazit ziehen, dass trotz einzelner Negativerscheinungen, die Erweiterung einen merklichen Sicherheitsgewinn gebracht hat. 

Dieser kann der bei zunehmender Kooperation und verstärkter praktischer Erfahrung aller Beteiligten sicherlich noch gesteigert werden. Ein guter Weg wäre hier meines Erachtens die Intensivierung der von mir dargestellten Zusammenarbeitsformen auf der europäischen Ebene unter Mitwirkung der Europäischen Grenzschutzagentur und von Europol. Nur so kann es uns gelingen, die Ressourcen effektiv zu bündeln und international einheitliche Bekämpfungs- und Präventionsstrategien zu entwickeln und voranzutreiben. Daneben gilt es, die weitere Harmonisierung und Beschleunigung der Straf- und polizeilichen Rechtshilfe in der EU gerade in Hinblick auf einen anstehenden Schengenbeitritt Polens und Tschechiens voranzutreiben.

